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dpa HANNOVER. Das nie-
dersächsische Kultusmi-
nisterium steht wegen ei-
nes etwa 210 000 Euro teu-
ren Rechtsgutachtens zu
Honorarverträgen an
Ganztagsschulen in der
Kritik. Eine Sprecherin des
Ministeriums verteidigte
gestern die Entscheidung,
ein externes Gutachten bei
einer renommierten An-
waltskanzlei in Auftrag zu
geben. Das Gutachten hat-
te die Rechtmäßigkeit der
Honorarverträge bestätigt.
Die Schulexpertin der Grü-
nen-Fraktion, Ina Korter,
kritisierte: „Ein derart teu-
res Gutachten ist nicht zu
rechtfertigen, denn das Mi-
nisterium verfügt über ge-
nügend eigene Juristen.“

Kritik wegen teuren
Rechtsgutachtens
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epd HANNOVER. Rund 3,5
Millionen evangelisch-lu-
therische Kirchenmitglie-
der in Niedersachsen und
Bremen sind morgen zur
Wahl ihrer neuen Kirchen-
vorstände aufgerufen. Die
Wahlen stehen unter dem
Motto „Gemeinde stark
machen“. Gewählt wird in
den Kirchen von Braun-
schweig, Hannover, Olden-
burg und Schaumburg-Lip-
pe sowie in den lutheri-
schen Gemeinden Bre-
mens. Wahlberechtigt sind
alle Mitglieder ab 16 Jah-
ren. Die ehrenamtlichen
Kirchenvorsteher leiten
mit dem Pastor oder der
Pastorin sechs Jahre lang
die Gemeinden und be-
stimmen Schwerpunkte
des Gemeindelebens.

Lutherische wählen
Kirchenvorstände

dapd OSNABRÜCK/
NORDHORN. Wegen ver-
suchten Mordes in zwei
Fällen ist ein 44-jähriger
Steinewerfer aus Nordhorn
(Landkreis Grafschaft
Bentheim) zu siebenein-
halb Jahren Haft verurteilt
worden. Die Schwurge-
richtskammer des Landge-
richts Osnabrück sah es als
erwiesen an, dass der An-
geklagte im August Steine
von einer Brücke geworfen
und dabei zwei fahrende
Autos getroffen hatte, wie
ein Gerichtssprecher ges-
tern mitteilte. Verletzt wur-
de bei beiden Würfen nie-
mand. Der Angeklagte ha-
be aber in Kauf genommen,
die Verkehrsteilnehmer
tödlich zu verletzen.

Sieben Jahre Haft
für Steinewerfer

Brille: Fielmann. Achim, 5x in Bremen, Bünde, Cloppenburg, Delmenhorst, Diepholz, Gronau, Lengerich, Lingen, Lohne, Meppen, Nienburg, Nordhorn, Osnabrück, Papenburg, Rheine, Vechta, Verden, Wildeshausen. www.fielmann.com

Der rosarote Panzer

Einen rosa Anstrich haben Unbe-
kannte einem Kampfpanzer des
Deutschen Panzermuseums im nie-
dersächsischen Ort Munster ver-
passt. Außerdem warfen sie mehre-

re Farbbeutel auf das Hauptgebäu-
de des Museums, wie eine Muse-
umssprecherin gestern sagte. Die
Entwicklung des Hauses zu einem
Museum, in dem Militärgeschichte

kritisch und modern beleuchtet
werde, sei offenbar noch nicht bei
allen Kritikern angekommen, be-
dauerte die Sprecherin. Noch un-
klar sei, ob der Farbanschlag einen

politischen Hintergrund habe. Das
Kettenfahrzeug vom Typ Leopard 1
steht auf dem Außengelände des
Museums. Die Polizei nahm Ermitt-
lungen auf. Foto: dpa

Meyer berief sich diesbe-
züglich auf die Tierseuchen-
kasse, die weitaus höhere
Werte ermittelt hatte als die
offizielle Agrarstatistik.
Demnach gibt es den jüngs-
ten Zahlen zufolge nicht nur
36,5 Millionen Masthühner
in diesem Bundesland, son-
dern 63,3 Millionen. Im Ems-
land liegt die Differenz mit 91
Prozent (26,2 statt 13,7 Millio-
nen Masthühner) noch hö-
her, im Kreis Vechta beträgt
sie sogar 116 Prozent.

Meyer, der die Zahlen der
Tierseuchenkasse realistisch
nannte, weil Landwirte für
nicht gemeldete Tiere im Be-
darfsfall keinen Schadener-
satz beanspruchen könnten,

verwies auf ein entsprechend
wachsendes Problem mit der
Verwendung der Gülle. So
fielen in Niedersachsen in-
zwischen pro Jahr 39,6 Milli-
onen Tonnen an, davon allein
23,6 Millionen in Weser Ems.
Hinzu kämen 7,1 Millionen
Tonnen Mist und 13 Millio-
nen Tonnen Gärreste aus Bio-
gasanlagen.

Um diese Massen zu be-
wältigen, reichten vor allem
in Weser-Ems die landwirt-

schaftlichen Flächen längst
nicht mehr aus. So müssten
allein die Kreise Cloppen-
burg und Vechta, um die ma-
ximale Düngemenge nicht zu
überschreiten, eigentlich 3,3
Millionen Tonnen Gülle und
Mist in noch aufnahmefähige
Regionen verbringen.

Dem werde jedoch offen-
kundig nicht nachgekom-
men, zumal es an wirksamen
Kontrollen der Behörden feh-
le, erklärte Meyer. Die Folge:

„Es wird doppelt und drei-
fach gedüngt“ und damit die
Umweltbelastung kontinu-
ierlich erhöht. Mittlerweile
lägen 59 Prozent der Grund-
wassergebiete in Niedersach-
sen über den empfohlenen
Grenzwerten für Nitrat.

Verschärft wird diese Situ-
ation nach Darstellung des
Grünen-Politikers noch
durch zunehmende Importe
aus den Niederlanden. Von
2006 bis 2009 sei die nach

Deutschland entsorgte Gülle-
menge von 0,8 auf zwei Milli-
onen Tonnen pro Jahr gestie-
gen. Nach Angaben der Land-
wirtschaftskammer erfolge
mindestens die Hälfte dieser
Transporte illegal.

Meyer zitierte aus einem
Schreiben der Kammer an
das Landwirtschaftsministe-
rium in Hannover, wonach es
derzeit keine Möglichkeit
gibt, den Verbleib von Gülle
voll zu erfassen und zu kont-
rollieren. Der Grünen-Abge-
ordnete forderte daher als
Konsequenz die Einführung
eines Güllekatasters und ver-
schärfte Überwachungen auf
allen Ebenen. Zudem dürften
in Regionen mit Massentier-
haltung keine neuen Stall-
bauten ohne Entsorgungs-
nachweise mehr errichtet
werden.

Auch die Linken verlang-
ten, die Überdüngung zu
stoppen. Die Abgeordnete
Marianne König verwies als
Beispiel auf die Situation am
Dümmer und forderte, wer
Agrarsubventionen erhalten
wolle, dürfe pro Hektar nur
noch eine begrenzte Anzahl
an Tieren halten.

Das niedersächsische
Landvolk warnte dagegen
vor pauschalen und populis-
tischen Verurteilungen. Es
gebe keine rechtlosen Zu-
stände.

Von Hans Brinkmann

Grüne: Gülle-Problem ufert aus
Zunehmend auch Importe aus Holland – „27 Millionen Masthühner mehr als gemeldet“

HANNOVER. Das Gülleprob-
lem in Niedersachsen ufert
nach Einschätzung der Grü-
nen immer mehr aus. Vor al-
lem in Weser-Ems sei eine
geregelte Entsorgung nicht
mehr gewährleistet, zumal
es in zunehmendem Maße
auch noch Importe aus Hol-
land gebe, beklagte gestern
der Grünen-Agrarexperte
Christian Meyer in Hanno-
ver. Er warf der Landesregie-
rung vor, dieses Problem
ebenso zu verschleiern wie
den wahren Bestand an Tie-
ren in diesem Bundesland.

rüher hatten Bauernhö-
fe eine überschaubare

Größenordnung; die eige-
nen Flächen reichten aus,
um die Abfälle aus der Tier-
haltung als Dünger zu ver-
werten. Das hat sich vieler-
orts ins krasse Gegenteil
verkehrt.

Aus dem Boden ge-
stampft wurden gerade im
Weser-Ems-Gebiet riesige
Stallanlagen, die Gülle ohne
Ende erzeugen, aber kaum
noch über eine Flächenbin-
dung verfügen. Daraus re-
sultiert ein gewaltiges Ent-
sorgungsproblem, das sich

F
mit jedem neuen Großbe-
trieb weiter verschärft. Und
zu allem Überfluss drängen
auch noch industrielle Un-
ternehmen aus Holland auf
den hiesigen Markt, weil sie
wegen strengerer Auflagen
im eigenen Bereich an
Grenzen stoßen.

Lange, viel zu lange ha-
ben Politiker dieser Ent-
wicklung tatenlos zugese-
hen. Sie beschworen weihe-
voll das Leitbild vom bäuer-
lichen Familienbetrieb, wäh-
rend sich in der Praxis die
Strukturen dramatisch ver-
änderten.

Ausufernde Tendenzen
einzufangen und wieder

vernünftige Rahmenbedin-
gungen für die heimischen
Landwirte zu schaffen ist
überfällig. In Gebieten, in
denen Gülle Luft und Was-
ser verseucht, wo Mais als
Monokultur die Landschaft
prägt und Pachten Mond-
preise erreichen, stimmt et-
was nicht – und dort wird
auch zunehmend die Ak-
zeptanz für diese Form von
Agrarwirtschaft sinken.

Ein Güllekataster mit
strenger Verbleibskontrolle
wäre immerhin ein Ansatz.
Es kann das Problem mil-
dern, ohne es voll zu lösen.

Da stimmt etwas nicht
Von Hans Brinkmann
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mst OSNABRÜCK. Nach der
teils heftigen Kritik an der
niedersächsischen Flücht-
lingspolitik hat Innenminis-
ter Uwe Schünemann (CDU)
gestern in Hannover ange-
kündigt, sich für ein neues
Bleiberecht auf Bundesebene
einzusetzen. Zudem will er
die Hürden für die Anerken-
nung von Härtefällen in Nie-
dersachsen senken. „Wer sich
nachhaltig integriert, kann
dauerhaft in Deutschland
bleiben“, sagte Schünemann.

Bereits in der kommenden
Woche soll die Innenminis-
terkonferenz über sein Kon-
zept für ein neues Bleibe-
recht beraten. Es sieht vor,
Ausländern, denen eine Ab-
schiebung droht, neue Pers-
pektiven auf ein langfristiges
Bleiberecht zu bieten und sie
schneller in die Gesellschaft
zu integrieren.

Nach dem oftmals erfolg-
losen Asylverfahren sollen
sie künftig drei Jahre lang als
geduldet gelten und sich in
diesem Zeitraum um den Er-
werb von Arbeit und
Deutschkenntnissen bemü-
hen. Anschließend sollen die
Ausländer Integrationsver-
einbarungen abschließen,
die ihre Teilnahme an Integ-
rationskursen vorsehen. Aus-
länder müssen dabei auch ih-
re Identität offenlegen, so-
fern sie diese bis dahin ver-
schleierten. Wer dann in den
folgenden drei Jahren nach-
weist, dass er seinen Lebens-
unterhalt sichern und die
Vereinbarungen erfüllen
kann, bekommt eine dauer-
hafte Aufenthaltserlaubnis.

Kritisch zum Konzept äu-
ßerte sich die integrationspo-
litische Sprecherin der SPD,
Silke Lesemann: „Minister
Schünemann teilt Flüchtlin-
ge weiterhin in zwei Gruppen
ein: in solche, die nützlich
sind, und in den Rest.“ Für ei-
ne tragfähige Bleiberechtsre-
gelung müssten nicht wirt-
schaftliche, sondern humani-
täre Gründe im Vordergrund
stehen. Allerdings will In-
nenminister Schünemann
auch die vielfach bemängel-
ten Arbeitsbedingungen der
Härtefallkommission er-
leichtern. Für die Annahme
eines Härtefalles ist künftig
die einfache statt der Zwei-
drittelmehrheit der Kommis-
sionsmitglieder ausreichend.
Zudem soll das Gremium in
die Entscheidung über die
Annahme von Eingaben ein-
bezogen werden. Darüber hi-
naus seien auch Verurteilun-
gen wegen einer fahrlässig
begangenen Straftat kein
Ausschlussgrund mehr.

Schünemann
schwenkt beim
Bleiberecht um


